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AUS-:?:L!G AUS O;EM .~ROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES· KANTONS SOLOTHURN 

VOM 
·~··: 

3. Juli 1984 

EG G·empen: Genehmigun'g ·des· 1Str-assenplanes .11 Stollenhäuser'!/ 
Abweisung. der ·Beschwerde A. Vögtli. . . . . . . . . . .. ' 

Mit Schreiben vom 2_1. Februar 1SJS4 erhe"bt A. Vögtli-Waeü ti, 
K~us~trasse 15, A~~~h, :B~~c'li~~~de ·gegen d.eri ':Beschluss 'des 
- . : . . ' .:· ··.-.-~ -.: ·. ' .. : . . . . : ... , 
Gemeinderates Gemp~n vom 9. 'Februar 1984, rni t dem seine Be-
schwerde-gegen ciie:Linier{:flih~ttiig·abgelehnt worden war. 

Der Regierungsr9t stellt fest tind zieht in Erwägung: --,. .- .. '· . . . 

I •. 

~ •. Die Gemeinde Gel!lpen hat_den Erschlissurigsplan "Stollen­
häuser" ·vom~·6 •. Dezember 1983 bis 5~ 'J-~nuar i984 öffentlich . ·.. . -,.. . 

. aufg~l~gt. Her~-~.YÖgtli ~rhob dagegen b~im Gemeinderat Ein-
sprache,. die aber abgelehnt' Wurde. A. Vög'tli veriangt nun 

. . . . . . . 
vom Regierungsrat, dass· der Strassenplan nicht :."in·· der vor­

liegenden Form genehmigt und der Beschluss· des Gemeinderates 
. · a:ufg.eh6beh we'rde.E:r begründer die Beschwerde im wesentlichen 

·mit:dem't1inweis,·eine·ausgebaute Durchgangsstrasse führe 
· "unweigerl-1-ch':zu einer'Z'tii:1.ahme des Verkehrs und zu überhöhten 

Geschwihdfgkelten; Dadurch ··werde die· Bewirtschaftung der 

~ndwirtschaft' erschw'ert und Kinder, Autofahrer und Tiere 
:· grossen Gefahr-~n ausgesetzt. Die. Stollehhäuser· seien in 

· ~lie Juraschutzzone eingegliedert; das harmonische Zusammen­
wirken' .zirisch~n Mensch und Tier müsse erhalten bleiben, 
was bei.· efneni'· Ausbau der Strasse nicht·· mehr möglich, sei. 
Wenn die~:d·efu~inde schon: eine Durchgangsstrasse möchte, könne 

· süt dies gsn·z in der Nähe auf gemeindeeigenem· Land tun. 
· ·:Fu:C'''ihh komine' ·eine· Abtret-ung vo:ri Land von einem bereits engen 

"( :. -.f .. 

·Ho:fpiatz ·nicht in ·Frage~-- .. weil eine so·löhe Abtretung unzu-
mutbar .sei-. Für die landwirtschaftliche· Nutzung genüge die 
bestehende 'B·tras .. :se. · · · , 
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2. Der Gemeinderat beantragt in seiner Vernehmlassung vom 

7. März 1984 die Ablehnung der Beschwerde. Mit der Planung 
werde nur die jetzige Strassenführung sichergestellt. Ein 

Ausbau der Strasse sei nicht vorgesehen und dränge sich nicht 
auf. Mit einer 4 m breiten Strasse würden nur die Interessen 

der .·Gemeinde gewahrt. 

II. 

1. Bei· der vorl.iegenden Beschwerc,ie. 'ha.n4e1.trd~S1 .. sich um ein~ 
N\lt..?.\J!lg~pl~n-:Beschwerde/ aLfe 'Sidb!. auf:~.:~- :]:7:.. Ba~ges~t·z ~tützen 
kann •. Der -B~sbh~~~defUh~er ist· .. :~i~····d~r~h ·den .. S.trasseii.pian 

direkt b~troifener 'a:rundeig·~~-tuiD,~·r ·ohne. Zweif~i 'zur B~­
sc:Q.werd.efUhrung legitimf~/t .. ·.··:o~· ei-; .. die Beschwetd:J ·,recht­
zeitig eingereicht ·h~f~·c·ci~t .dara~i ednzutrete~. . . . 
~: .. · .... ;, .:_ .. ;.··~r:~·;· .··.~~.~i.~~ ... =·:.. · . ·. i 

2. Es ist ?un~chst festzustellen, was für die Kognitions-
bef~g~is· de~ ·· Regier~g~f~·t.~s..-als_~G_~~ehmi~~kti~~~o~.4e · ·· · 

und Beschwerdeinstanz gilt: 

Nach§ 9 _Absatz 1 BauG_ist ~ie Ortsplanung Aufgabe der 
.. . . ·. ·:··· :· ··. ·;.rr:·:·.>; .. ; ~~·.·· :--·-~ ···•· . .:.. ~ :- . 

. Einwohnergemeinde.Den. Gemeinden steHt. somit ·.;;.···in Ueber-
.. .. ' '· ' . • .--~ .·! :·· .~ . ,". • • ' ; .. •. : . ' J ··, • ,. • : •••• ., ..> ... ::.: . 

~instimmung mit der Forderung yon Ar.tikel .. 2·. Absat~· 3 
Bundesgesetz über .. die Raumpla~i.lrig. (iu>cff··;,;, eifi~·cFedativ 
e~hebli()he. Entscheidt~~gsfrelheit··· iu~·: ·• ·. :_-:_,~ :~· · ·"i.: · ' 

·~ ··.: : ~ .' ·:~ ··.~. ~-~ :.. ·;: ·ry:) ~: .·:::;:.' -~,'·! . :• ("' 'J 

Daneben sind die Nutzungspläne·dp.rcP, d~n.Reg,i~;r,'}.UJ.gß:rat zu 
. - . ~ ... • . • .. ·. . . . . i ·' ) .: . . ~ .... : 

genehmigen, soweit sie nicht. recht.sw:}.~ . .ig o.Q..~;r:-. gf.;t'ensichtlich 
.. . • •• ,....... . . ·'·i' : .. : .• 

unzweckmässig sind und nicht -den übergeor.dn~ten~Planungen ( 
t ... .. ... .. . . ,· 

wider sprechen ( § 18 BauG) ; . Daraus ergibt sich . !~r, ·.· ,4.,en 
Regierungsrat eine grundsät-zlich urpfassende Kompe:t~nz 

· . · zur Ueberprüfung der Recht- und _Zwec~mässigkeit,~. Wie das 

Wort "offensichtlich"·· bereits a1J~.~rückt; au.fer:J_egt. sich 
·, ·,>·<d.er Regierungsrat - zur· Wahrung· der .den Gemeinden ein-

. ;.-,geräumten·, relativ· erheblichen~ E:nt$cheidt,mgsfreihe;it -

. ·. '~ ~- bEd der Prüfung der Zweckmässi.gkef.t .. : _eine gewis~e _- .. _yom 

.· ·.· Blindesgericht wiederholt gebi:J,_ligte ~-~ Zurückhal tun.g.: (BGE 
. . . .. . •: ... ,. 

106 I a 71 f), d.ho er·darf .nicht. das· eigene Er;me.saen 
• .. • • . .I ~ • 

·. anstelle jenes der. Gemeinde· _,·s~t:?Jen. Der. fi.~.g,ie:rJ;mgsrat kann 
. . . . ~ . . .. . . . ·. ;, . . . ,; 

also einem Bebauungsplan_ --~·· apph,, a1:1f. ;se:sy.l::l~~rci.e~ ;Q~n - die 
Genehmigung nicht deshalb, vel!We,ig~;n,:(wei.l=:!ii~se;r. von zwei 
oder mehreren an sich vertretbaren, .Planungsvar;i.anten die 

.......... : . •. 1: . 

/ 

/ 
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d~m.~~schwßrde:f'ührer nicht genehme Variante wiedergibt. Denn 
.. , · .. ' . . . ., ·. n.: ........ :·: ... 

es ist.ßf:lche der Gemeinde, unter mehreren verfügbaren und 
. •• ! • . . ... • . • 

zwe.C?lqnä~sigen. Lösung.e~. zu wählen~ Der Regierungsrat kann 
die GenehmigUng nur verweigern, wenn ein Bebauungsplan 
.r~cl:ltlic~e·. B.e.sti~gen ve~l~tzt, Ylenn er willkürlich ist 

. : .. ode~ eb~!l völlig unzweckmässige und unangemessene. Aussagen 
.. e~t~ä·l t. · : · . · · · 

Unter diesem Gesichtswinkel ist auch die vorliegende, 
Beschwerde zu behandeln •. 

Bis heute besteht über die Geropenstrasse kei·ne rechts-
gUl ti:ge·· Planung,· obwohl die Strasse voll.-ausgebaut· ist. Auf 
OB i713 befindet sich ein Bauernhaus und direkt an der 
Stra·sse· ein Miststock~ Dies·er ist unimauert. Die Gemeinde 
Gempen beabs16htigte, die Strasse in .dies.em Bereich :(:U 

begradigen, sah aber davon aus GrUnden der Verbältnismässigkeit 
ab,.so dass:we,ii;erhin eine Kurve bestehen bleil:>t. Weil dieser 
Miststock nielitt versetzt werden konnte,. konnte die Gempen-

. . ' . . . . 

strasse auch nicht weiter nach Süden versc~oben werden. Aus 
. •'. 

'di.es.em Grunde beenspr:uchte die (temeinde auch einen A~teil 
· ··der ·Parzelle··420 ·:des J?~schw~rdeführers, au~. der zwei zu­
sammengebaute·G~b?iude.s~ehen. Durch diese Zwangslage (Nicht­

:entfernen· des Mi:;rt~rtockes) muss, vom Vorpl.atz der beiden 
. . .·. ' .·. 

Gebäude .. auch e,ine. kl.eine Fläche .Land beansprucht werden, . . . . . . . . ' . -~- . 
so dass der Vorplatz verkleinert wird. Diese Verkleinerung 

,. • • r ~, , ; • • • • :· • . • • .. , ~-) •••• , 

ist· aber nich:tderart, dass von einer un?~ec~ssigen oder 
. . . . . ' .... ··. 

Uriangemessenen Planung gesprochen, werde.n .. kann. Dur.ch die so . . . . ' 

angelegte StrassenfUhrung wird die unübersichtliche Kurve 
·etwas besser, ohne aber eine Rennbahn zu werder1, wie sich 
·ä.er:Beschwerdeführer am Augenschein ausdrUckte.Bei der Planung 
musste auch auf die bereits. ausgebaute. Strasse .Rücksicht 
genommen werden.· Zudem besteht nicht die Absicht, die Strasse 

· weiter auszubauen; der Plan gibt nur den Ist-Zustand wieder. 
Unter diesen Umständen muss die Linienf~rung der Geropen­
strasse nicht .. nur· als nicht qualifi.zier.t unangemessen sondern 
als richtig bezeichne-t werden. 

Neben der Linienführung der Strasse ficht der Beschwerde­
führer auch die Breite der Strasse an und findet die bis­
herige Breite im heutigen Zeitpunkt als genügend. Im 
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vorliegenden Ve~fahren kann aber nicht geprüft werden, ob ein • . . ; ' . . . ~-~ .. :. ··.r .. . ' . . .. · . ..... . . . . . . . 
Strassenausbat,l . "fpl heutigen Zeitpunkt not;wendig oder. ange-
bracb.t ist.. Im Nutzungsplanverfahren geht es nur hm die 
planliehe Sicherstellung der. Strasse, d.h. es bleibt dem 

· Regi~rungsrat nur die. Prüfung, ob die Strasse, so wie sie 
geplant ist, durch ihre Linienführung und durch ihre Masse 
die ihr zugedachte Funktion erfüllen kann oder nicht. Dies 
ist hier sicher der Fall. Bei der Geropenstrasse handelt es 
sich zugleich um eine Erschliessungsstrasse und eine Strasse, 
auf der sich landwirtschaftlicher Verkehr abwickelt. Für 
eine Strasse, die beide Funktionen erfüllen soll., muss eine 
Breite von 4 m mit beidsei tigern Bankett von 50 cm, wie es 
die Gemeinde vorgesehen hat, als absolutes Minimum an­
gesehen·werden. Eine Verschmälerung wäre absolut ungenügend 
und müsste vom Regierungsrat als unzweckmässig und unan­
gemessen zurückgewiesen werden. 

Auch der Hinweis des Beschwerdeführers, die Strasse führe 
zu rechtsungleichen Landabtretungen, dringt nicht dtirch. 
Der Grundsatz, dass die beidseits einer Strasse·liegenden 
Grundstücke in gleichem Masse zur Abtretung von Land heran­
gezogen werden sollen, gilt keineswegs absolut·, wie ganz 
allgemein dem Gleichheitsprinzip bei Planungsmassnahmen 
nur. eine abgeschwächte Bedeutung.zukommt (BGE 95 I 550 I 
'99 ·r 715). Der Regierungsrat kann somit dem .. Plan nicht 
des~egen die Genehmigung verweigern. Im übrigen ist fest­
zustellen, dass der Beschwerdeführer nicht mehr Land 
abzutreten hat als die Eigentümer auf der gegenüberliegenden 
Strassenseite. 
Das Grundstück GB 420 des Beschwerdeführers ist wie bereits 
erwähnt überbaut und besitzt bereits heute einen kleinen 
Vorplatz. Es kann daher die Frage aufgeworfen werden, ob 
der Beschwerdeführer deswegen eine finanzielle Einbusse 
(Inkonvenienz) erleiden muss. Dies zu entscheiden,·ist 
jedoch nicht Sache des vorliegenden Plangenehmigungsver­
fahrens sondern des ·nachfolgenden Landerwerbsverfahrens, 
weshalb darauf nicht eingetreten werden kann.· 

I 
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III. 

Die Prüfung des Strassenplanes "Stollenhäuser" ergibt, 
• dass di:e G'e!lehmigung nach BaUge.setz ert~il t we?='deri kann, 
da auch in fOrmeller liipsicht das Verf~eri' richti-g durch­
geführt wurde. 

Es 'wird 
. ' ... 

. ' .... ~. :~·~i;·· --~~,:~-- .· .. :· ..... ~ . 
...... · .... ·:beschlossen: 

1'~ .:. Der Stra~senpl(m "Si.:~~llenhä'l,lser" der Ei~wohner_gemeinde 
Geropen wird genehmigt. 

2. Die Einwohnergemeinde Geropen wird eingeladen, dem 
kantonalen Amt für Raumplanung noch 4 Pläne, wovon 
1 Plan in reissfester Ausführung, versehen mit den 
Genehmigungsvermerken der Gemeinde, bis 31. Juli 1984 
einzusenden. 

3. Die Beschwerde A. Vögtli wird abgewiesen, soweit darauf 
einzutreten ist. 

4. Der Beschwerdeführer hat an die Kosten des Verfahrens 
300 Franken (inklusive Entscheidgebühr) zu bezahlen, 
welche mit dem geleisteten Kostenvorschuss verrechnet 
werden. 

Kostenabrechnung 
Einwohnergemeinde GemEen 
Genehmigungsgebühr: Fr. 200.-- (Kto. 2000.431.00) 
Publikationskosten: Fr. 18.-- ( Kto. 2020.435.00) 

zahlbar innert Fr. 218.-- (Staatskanzlei Nr. 174) 
30 Tagen ========== 

A. Vögtli 1 Aesch 
Entscheidgebühr: Fr. 300.-- (v. Kto. 119.650 auf 
Kostenvorschuss: Fr. 300.-- Kto. 2000.431.00 

umbuchen) 
Fr. -.--
========== 

Der Staatsschreiber 

1'1 ~\Dv\ ~'-1r ~'(. 
Ausfertigungen Seite 6 

ES 
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Bau-Departement (2) pw/br 
Rechtsdienst pw 
Pepartementssekretär . 
Kant. Tiefbauamt (2) . 

;.Amt fgr Raumplanung (3), mit 1 gen. Plan (reissfest) später 
<' · :ftftltS"Cnreiberei Dorneck, 4143 Dornach ( 2) ~ mit 1 gen. Plan später 

Finanzverwaltung/Debitorenbuchhaltung (2; 
Finanzverwaltung ( 2) , zum Umbuchen . · . 
Sekretariat der Katasterschatzung, mit 1 gen. Plan später 
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4145 Gempen (2), mit 

1 gen. Plan (später), mit Einzahl sschein EINSCHREIBEN 
Baukommission der Einwohnergeme~n e, 1 3 Gempen, IN C !BEN 
A •. Vögtli-1!/aelti, Klusstrasse 15, 4147 Aesch, EINSCHREIBEN 
Amtsblatt, Publikation des Diapositivs, Ziffer 1 

( 


